
SCHULGESETZ MIT 
WENIG SUBSTANZAls bürokratisches Monstrum mit wenig Substanz bewertet Chris-toph Degen die von Schwarz-Grün beschlossene Än-derung des Schul-gesetzes. �Sie ist Ausdruck der Ideen-losigkeit, der koa-litionsinternen Zerrissenheit und lediglich ein Sammelsurium von minimalen Formelkompromis-sen.� Die Novelle enthalte keiner-lei Anzeichen von Fortschritt und sei erst recht kein Beitrag zu mehr Chancengleichheit. Es fehle an Impulsen für den Ganztagsschul-ausbau. Stattdessen werde mit dem Pakt für den Nachmittag auf ein Konzept gesetzt, das mit zum Teil sehr hohen Schulgebühren ge-Familien ausschließe.
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BILLIGSTRATEGIE ZU LASTEN DER BESCHÄFTIGTEN

GUTE ARBEIT AM FLUGHAFEN 
STATT DRUCK AUF LÖHNE
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EIN NEUES LOGO AM FRANKFURTER FLUGHA-
FEN: FRAPORT LOCKT DEN BILLIGANBIETER 
RYANAIR MIT VON WIRTSCHAFTSMINISTER AL-
WAZIR GENEHMIGTEN SONDERPREISEN

Der Strategiewechsel des Frank-furter Flughafens, zunehmend auf Billig-Airlines und insbesondere auf die irische Flugge-sellschaft Ryanair zu setzten, gefährdet aus Sicht der SPD-Fraktion gut bezahlte Arbeits-plätze am Flughafen und führt zu mehr Druck auf die Löhne. Thors-ten Schäfer-Gümbel,sagte dazu: �Der Frank-furter Flughafen ist mit über 80.000 Beschäf-tigten der Jobmotor der Region und unseres Bundeslandes. Eine gute wirtschaftliche Entwicklung in Hessen ist ohne eine gute wirt-schaftliche Entwicklung des Flug-hafens schwer vorstellbar.�Entscheidend sei die Systempart-nerschaft zwischen Lufthansa und Fraport. Während die Lufthansa 

die internationale Drehkreuzfunk-tion begründete und gestärkt habe, habe Fraport die dafür erforderli-che Infrastruktur ausge-baut.�Diese Systempartner-schaft war in den ver-gangenen Jahren schon erkennbar brüchig, in-zwischen kommt es zu offener Konfrontation. Dabei ist die Landesre-gierung unter Minister-des Problems für diese Entwicklung. Größter Anteileig-ner der Fraport ist das Land Hes-sen. Wenn die Flughafenstrategie von Politik und Fraport einseitig geändert wird, ohne die Auswir-kungen auf das Geschäftsmodell und an die Konsequenzen für die Beschäftigten zu prüfen, ist das ein Fehler.�
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Die von Schwarz-Grün geplante  Anhebung der Beamtenbesoldung für 2017 und 2018 reicht nicht aus, um die Folgen der bisherigen Nullrunden und des Ein-Prozent-Diktats auszugleichen. �Vielmehr beugt sich die Landesregierung widerwillig den sachlichen Not-wendigkeiten � und zwar auf ei--len Niveau. Die Besoldung für die Beamtinnen und Beamten des Lan-des Hessen bleibt also auch in Zu-
BESOLDUNGSDIKTAT WIRKT WEITERkunft hinter dem Durchschnitt der Bundesländer zurück�, kritisierte Günter Rudolph.Der Tarifabschluss werde nicht eins zu eins auf die Beam-tinnen und Beamten übertragen, sondern mit viermonati-ger Verzögerung. �Schwarz-Grün zwingt den Beamtinnen und Be-amten in Hessen also erneut eine viermonatige Nullrunde auf.� 



Problematische Personal-entscheidungen im Wirt-schaftsministerium hat Günter Rudolph kriti-siert. �Minister Al-Wazir und sein Staatssekretär ha-ben im Ministerium zum 1. April 2017 eine neue Abteilung eingerichtet, die bisher niemand vermisst hat und die offensichtlich nur dazu dient, einen in Un-gnade gefallenen Beamten zu versorgen. Es gibt kei-ne sachliche Begründung für die Einrichtung dieser seltsamen neuen Abteilung, die mit einer Reihe von hochdotierten Beamtenstellen ausgestattet wird. Die ganze Aktion wird wenigstens 300.000 Euro Personalkosten im Jahr verursachen.�
WERTSCHÄTZUNG 
FÜR FEUERWEHREN Der feuerwehrpolitische Sprecher, Dieter Franz, -le Ausstattung der Feuerwehren im Land grundsätzlich begrüßt. �Wir hätten uns al-lerdings schon ei-nen Hinweis auf die herausragen-den Leistungen der Feuerwehrkamera-dinnen und Feuer-wehrkameraden in unserem Land gewünscht. Investitionen allein können nichts bewegen ohne die mehr als 76.000 haupt- und ehren-amtlichen Feuerwehrangehörigen, die mit ihrem Engagement an 365 Tagen des Jahres die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger sowie de-ren Eigentum schützen.�

lekraft die nächste große Herausforderung bei der Umsetzung der Energie-wende. Die Forderung der Grünen, bis 2020 insge-samt 20 Kohlekraftwerke vom Netz nehmen zu wol-len, ist jedoch illusorisch und ausschließlich dem Wahlkampf geschuldet, sagte der Energieexperte der SPD, Timon Grem-mels. Er erinnerte daran, dass die Bundesregierung aktuell ein Kommission e in r i ch te , die bis Ende 2018 einen Plan erarbei-ten solle, der alle relevanten Faktoren zum Kohleausstieg berücksichtige.
KUNDGEBUNG GEGEN 
HOMOPHOBIEDer Abgeordnete Corrado Di Benedetto hat zur  Kundgebung gegen das homophobe Netzwerk �Demo für Alle� aufgerufen, das am 6. Mai ein Symposium im Wiesbadener Kurhaus ausrich-te. �Aus Sicht der SPD-Fraktion im Hessischen Landtag ist es ein erneuter Versuch, den Hes-sischen Lehrplan für Sexualerzie-hung zu kritisieren und mit Hilfe von pseudowissenschaftlichen Ab-handlungen dagegen Stimmung zu machen. Diesem Ansinnen müssen wir uns in einem breiten gesell-schaftlichen Bündnis entgegen-stellen�, sagte Di Benedetto.

REICHSBÜRGERSZENE 
UNTERSCHÄTZT Angesichts von Morden, Brand- und Sprengstoffanschlägen sowie anderen Gewalttaten aus der rechts-extremen Szene hat Lisa Gnadl der Landesregierung vorgeworfen, dass sie das Prob-lem zu lange unter-schätzt habe. Dies zeige sich auch  bei der Gefährdungsein-schätzung der soge-nannten Reichsbür-ger. Deren Zahl stieg vom Oktober 2016 von ursprünglich 400 Perso-nen auf aktuell 700 Reichsbürger in Hessen. �Dieses Zahlenchaos ist kaum einem rasanten Mitglieder-zuwachs zuzuschreiben. Vielmehr hat die Landesregierung hat die Entwicklung verschlafen.�
KOHLEAUSSTIEG 
IST RICHTIG �Nach dem endgültigen Aus für die Atomkraft im Jahre 2022 ist der schrittweise Ausstieg aus der Koh-

PLENUM AKTUELL 4. Mai 2017 Seite 2

AKTUELLE STUNDEN KURZ UND KNAPP

TEURE ENTSCHEIDUNGEN VON AL-WAZIR 

DICKE LUFT HERRSCHT IM HESSISCHEN WIRTSCHAFTSMINISTERIUM: 
MINISTER AL-WAZIR HAT NACH MEDIENBERICHTEN EINEN ERFAHRENEN 
ABTEILUNGSLEITER KALTGESTELLT.



BETRIEBSRÄTE UND 
GEWERKSCHAFTEN 
EINBINDENIn der Debatte über einen FDP-Antrag zum Wirtschafts- und In-dustriestandort Hessen forderte  Stephan Grügerdie Landesregierung auf, bei der Wirt-schafts- und Indus-triepolitik stärker Betriebsräte und G e w e r k s c h a f t e n einzubinden. Er verwies auf die sogenannte �Industrieplatzinitiati-ve Hessen�, in der die Landesre-gierung mit der Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände zusammenarbeite, die Gewerk-schaften aber nicht einbeziehe. �Andere Länder organisieren ihre Wirtschafts- und Industriepolitik im Trialog mit Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden, hier hat Hessen noch deutlichen Nachhol-bedarf�, so Grüger. Grüger bedankte sich im Namen der SPD beim scheidenden FDP-Fraktionsvorsitzenden Florian Rentsch für die faire und sachliche Auseinandersetzung, auch wenn man in vielen Punkten nicht einer Meinung gewesen sei.
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Die Kampagne der Landesregie-rung �Hessen lebt Respekt� sieht der Parlamentarische Geschäfts-führer der S P D - L a n d -tagsfraktion, Günter Ru-dolph, als �mediale In-szenierung� von CDU und Grünen. �Die mit viel Getö-se inszenierte K a m p a g n e spiegelt sich in der praktischen Po-litik der hessischen Landesregie-rung leider nicht wieder. Würden es CDU und Grüne damit wirklich ernst meinen, dann würden den sal-bungsvollen Worten auch entspre-chende Taten folgen. Die Politik von Schwarz-Grün zeichnet sich jedoch eher durch die schweren -vollen Umgang aus. Es fehlt an al-len Ecken und Enden an Respekt.�Rudolph bemängelte, dass über 800.000 Euro Steuergelder für die-se Kampagne ausgegeben würden, 

wobei lediglich 150.000 Euro tat-sächlich für Förderprojekte vorge-sehen seien. Jede noch so kleine Aktion der Landesregie-rung werde mit einem e n o r m e n We r b e a u f -wand ver-marktet.Die politi-sche Alltag der CDU-g e f ü h r t e n Landesregierung, sei seit 1999 von Respektlosigkeit geprägt, zum Bei-spiel bei der �Operation Düstere Zukunft�, beim Scheitern des Bil-dungsgipfels oder der Besoldungs-politik.Für die SPD heiße Respekt, dass es um die wichtigen Fragen gehen müsse. �Respekt vor harter Arbeit heißt Mindestlohn. Den haben wir gegen den Widerstand der CDU letztendlich durchgesetzt.� Res-pekt vor Familien heiße vor allem Ausbau und Qualität von Kinder-betreuung.

RESPEKT-KAMPAGNE 
ALS MEDIALE INSZENIERUNG

ÜBER 300 GÄSTE …... konnte die SPD-Landtags-fraktion zu ihrem traditionellen Frühlingsempfang im Hessischen Landtag begrüßen. In den Mittel-punkt seiner Rede rückte Thorsten Schäfer-Gümbel das Thema sozia-le Gerechtigkeit. Abgerundet wur-de der Abend, der viele Gespräche mit Vertretern von Gewerkschaf-ten, Kirchen, Verbänden und Un-ternehmen bot, mit einem Auftritt der Kabarettistin Senay Duczu und dem à-cappella-Gesang der �Rot-kehlchen�.DIE VIER „ROTKEHLCHEN“ UND DIE KABARETTISTIN SENAY DUZCU SORGTEN FÜR GUTE UNTER-
HALTUNG BEIM SPD-FRÜHLINGSEMPFANG
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TÄUSCHUNG BEI 
BAUPROGRAMMAls einen klassischen Fall von Augenwischerei bezeichnete der SPD-Haushaltspolitiker Torsten Warnecke den Entwurf von CDU und Grünen zu einem  Kommunal-Investitionsprogramm �Schul-bau�. �Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen feiern sich sehr laut für dieses Programm, leisten aber am Wenigsten. Das Bundesprogramm von 330 Millio-nen Euro wird durch kommunales Geld von 110 Millionen Euro kom-plettiert. Einzig Zinsen für zehn Jahre möchte das Land Hessen tragen. Das macht auf zehn Jahre die Summe von gut 4,5 Millionen Euro oder gut 1 Prozent.�

GERADE EINMAL EIN MAGERES PROZENT LAN-
DESMITTEL STECKT SCHWARZ-GRÜN IN DAS 
GROSS GEFEIERTE SCHULBAUPROGRAMM, 
RECHNET TORSTEN WARNECKE VOR.

Der Landesregierung mangelt es im Hinblick auf die Europapoli-tik an Problembewusstsein und  Lösungskompetenz. In der Erwi-derung auf eine Regierungserklä-rung von Europaministerin Lucia Puttrich sagte Thorsten Schäfer-Gümbel: �Man muss in der Euro-papolitik eine Haltung haben � die aber fehlt. Europapolitische Ober-weiter. Europa lebt von der Hoff-nung auf eine bessere, gerechtere, sozialere und friedliche Zukunft für die Bürgerinnen und Bürger.� Statt Vorschläge für eine tiefere Integration der EU zu machen, um Europa solidarischer, gerechter und demokratischer zu gestalten, verharre die CDU in der Sprache des nationalen Egoismus. �Vom Erbe eines zwar konservativen, aber im Herzen überzeugten Eu-ropäers wie Helmut Kohl ist heute wenig übrig � weil seine Nachfol-gerinnen und Nachfolger in der CDU sich aus Mangel an Interesse und an Engagement nicht entschie-den gegen die spalterischen Kam-

FEHLENDE HALTUNG ZU EUROPApagnen gegen Europa wehrten.� Schäfer-Gümbel forderte: �Sagen Sie endlich klar und deutlich, dass es den Deutschen nur gut gehen kann, wenn es auch den Spaniern, Italienern, Portugiesen und Grie-chen gut geht. Keine europäische vom gemeinsamen Wirtschafts-raum wie unsere.�

DIE BEWEGUNG „PULSE OF EUROPE“ DEMONS-
TRIERT IN VIELEN  STÄDTEN - WIE HIER IN WIES-
BADEN - FÜR EINE PROEUROPÄISCHE POLITIK
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CDU und Grüne loben sich zu -gement beim Städ-tebau in Hessen. �Dabei handelt es sich bis auf einen einzigen Fall um Bundesprogramme, bei denen Hessen -steuert�, sagte Elke Barth. Auch sei offen, ob es dem Land nunmehr gelingen werde, die vom Bund be-reitgestellten Mittel überhaupt ab-
zurufen. Im Jahr 2015 habe Hessen gerade einmal etwas mehr als die Hälfte der bereitstehenden Mittel abrufen können. Die SPD-Abgeordnete kritisierte, dass sich CDU und Grüne nach wie vor gegen die Idee einer Inter-nationalen Bauausstellung (IBA) sperrten. �Mit einer IBA könne Hessen endlich dem Anspruch ge-recht werden, eigene Impulse beim Städtebau zu setzen und die Zu-kunftschancen gerade der Rhein-Main-Region besser zu heben.�

LAND BEIM STÄDTEBAU ABGEHÄNGT


